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Der Verwaltungsgerichtshof hat über den Antrag des M, geboren 2002, 

vertreten durch Dr. Markus Grötschl, Rechtsanwalt in 1010 Wien, Parkring 12, 

als bestellter Verfahrenshelfer, dieser vertreten durch Mag. Sonja Scheed, 

Rechtsanwältin in 1220 Wien, Brachelligasse 16, der gegen das Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 6. Juli 2020, W103 2168112-2/3E, betreffend 

eine Asylangelegenheit (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: 

Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl), erhobenen Revision die 

aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, den Beschluss gefasst: 

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG wird dem Antrag n i c h t  s t a t t g e g e b e n . 

Begründung: 

1 Mit Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 1. Juli 2019 

wurde der dem Revisionswerber mit Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichts (BVwG) vom 10. Oktober 2017 zuerkannte Status 

des Asylberechtigten von Amts wegen aberkannt und festgestellt, dass ihm die 

Flüchtlingseigenschaft kraft Gesetzes nicht mehr zukomme (Spruchpunkt I.), 

ihm der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht zuerkannt 

(Spruchpunkt II.), ihm ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen 

Gründen nicht erteilt (Spruchpunkt III.), gegen ihn eine Rückkehrentscheidung 

erlassen (Spruchpunkt IV.), die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 

Abschiebung des Revisionswerbers aus dem österreichischen Bundesgebiet 

nach Somalia für unzulässig erklärt (Spruchpunkt V.), ausgesprochen, dass die 

Frist für die freiwillige Ausreise 14 Tage ab Rechtskraft der 

Rückkehrentscheidung betrage (Spruchpunkt VI.) und ein auf die Dauer von 

3 Jahren befristetes Einreiseverbot erlassen (Spruchpunkt VII.). Die gegen 

diesen Bescheid erhobene Beschwerde wurde mit dem angefochtenen 

Erkenntnis des BVwG als unbegründet abgewiesen. 

2 Die außerordentliche Revision ist mit einem Antrag auf Zuerkennung der 

aufschiebenden Wirkung verbunden. 

3 Gemäß § 30 Abs. 1 erster Satz VwGG hat die Revision keine aufschiebende 

Wirkung. Gemäß § 30 Abs. 2 erster Satz VwGG hat der 

Verwaltungsgerichtshof ab Vorlage der Revision jedoch auf Antrag des 
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Revisionswerbers die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, 

wenn dem nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach 

Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen anderer 

Parteien mit dem Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses oder mit der 

Ausübung der durch das angefochtene Erkenntnis eingeräumten Berechtigung 

für den Revisionswerber ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. 

4 Da die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 

Revisionswerbers aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Somalia für 

unzulässig erklärt wurde, ist ein mit dem Vollzug des angefochtenen 

Erkenntnisses verbundener unverhältnismäßiger Nachteil nicht ersichtlich. 

5 Dem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung war daher nicht 

stattzugeben. 

W i e n ,  am 19. November 2020 

 


